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KURZE BEGRÜNDUNG 

In ihrem Dokument mit dem Titel „Ein Haushalt für die Strategie Europa 2020“ hat die 

Kommission die wichtigsten Ziele der Vereinfachung der Finanzierungsstruktur dargelegt, die 

durch eine Verringerung der Zahl der europäischen Finanzierungsinstrumente und Festlegung 

einer Reihe grundlegender Bestimmungen, die für alle gemeinschaftlichen Finanzierungen im 

Bereich der Grundrechte gelten sollen, erreicht werden soll. In der Absicht, den Schwerpunkt 

eindeutig auf den europäischen Mehrwert zu legen und für eine Rationalisierung und 

Vereinfachung der Finanzierungsmechanismen zu sorgen, hat die Kommission die Schaffung 

des Programms „Rechte und Unionsbürgerschaft“ vorgeschlagen, das die Nachfolge der 

derzeit bestehenden Programme 

– „Grundrechte und Unionsbürgerschaft“, 

– Daphne III, 

– Beschäftigung und soziale Solidarität – Progress (in Bezug auf die Abschnitte 

„Nichtdiskriminierung und Vielfalt“ und „Gleichstellung der Geschlechter“) antreten soll. 

Gefördert werden sollen mit diesem Programm insbesondere die Rechte, die sich aus der 

Unionsbürgerschaft ergeben, sowie das Diskriminierungsverbot und der Grundsatz der 

Gleichberechtigung von Mann und Frau, das Recht auf Schutz der personenbezogenen Daten, 

die Rechte des Kindes sowie die Rechte, die aus dem EU-Verbraucherrecht und aus der 

unternehmerischen Freiheit im Binnenmarkt erwachsen. 

Es muss jedoch sichergestellt werden, dass der Aspekt der Gleichstellung von Männern und 

Frauen künftig im Rahmen der Programme nicht außer Acht gelassen wird, indem allgemeine 

Ziele verfolgt werden und man sich auf allgemeine Hinweise auf die Gleichstellung von 

Männern und Frauen beschränkt. 

Werden die Fragen der Geschlechtergleichstellung nicht adäquat thematisiert, könnte dies zu 

einer Verminderung der Aufmerksamkeit für Frauenrechte und Geschlechtergleichstellung 

führen. 

Es ist deshalb wichtig, den Aspekt der Gleichstellung schon im Titel der vorliegenden 

Verordnung zu berücksichtigen. 

Außerdem müssen die Ziele des Programms Daphne, darunter die Bekämpfung der Gewalt 

gegen Frauen, auch als Ziele im Rahmen dieser Verordnung verfolgt werden.  

Die Absicht, eine flexible Finanzierung für die unterschiedlichen Interessensbereiche 

einzuführen, ist mit größter Vorsicht zu betrachten. In Anbetracht des Fehlens von 

Informationen über die Mittelzuweisungen für spezifische Vorhaben des Programms „Rechte 

und Unionsbürgerschaft“ ist es schwer zu bestimmen, wer genau davon profitieren wird und 

wie sich das Programm auf den Aspekt der Gleichstellung von Männern und Frauen 

auswirken wird. 

Die Verordnungen sollten deshalb vor allem direkte, realisierbare und überprüfbare Ziele im 
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Bereich der Gleichstellung von Männern und Frauen beinhalten und dafür konkrete 

Finanzrahmen vorsehen, wobei die Finanzierung auf dem gleichen Niveau wie im 

vorangehenden Zeitraum beibehalten werden sollte. 

Darüber hinaus muss die Beobachtung und Evaluierung der Auswirkungen des Einsatzes von 

Haushaltsmitteln auf die Förderung der Gleichstellung von Männern und Frauen gesichert 

sein, um eine genaue und wirksame Bewertung der Auswirkungen dieser Finanzierung zu 

gewährleisten. 

Alle Änderungen bezüglich der Mittel, die für die Gleichstellung von Männern und Frauen 

eingesetzt werden, müssen überwacht und sichtbar gemacht werden. 

Wichtig ist ferner, dass die Empfänger, öffentlichen Stellen und NRO weiterhin umfassend 

über die Finanzierungsmöglichkeiten und Bedingungen für den Zugang zu den einzelnen 

Programmen informiert werden. 

 

Nicht zuletzt ist die regelmäßige Erhebung vergleichbarer Daten über die verschiedenen Arten 

von Gewalt gegen Frauen in der Europäischen Union von großer Bedeutung - auch wenn sie 

aufgrund der Tatsache, dass Frauen und Männer aus Angst oder Scham davor 

zurückschrecken, ihre Erfahrungen den betreffenden Personen anzuvertrauen - erheblich 

erschwert ist, um das wahre Ausmaß der Gewalt gegen Frauen ermessen und geeignete 

Lösungen einleiten zu können. 

 

 

ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, folgende 

Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Vorschlag für eine Verordnung 

Titel 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Vorschlag für eine Vorschlag für eine 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS UND DES RATES 

VERORDNUNG DES EUROPÄISCHEN 

PARLAMENTS UND DES RATES 

zur Auflegung des Programms „Rechte und 

Unionsbürgerschaft“ für den Zeitraum 

2014 bis 2020 

zur Auflegung des Programms „Rechte, 

Gleichstellung und Unionsbürgerschaft“ 

für den Zeitraum 2014 bis 2020 
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 (Dieser Änderungsantrag betrifft den 

gesamten Text. Seine Annahme macht 

entsprechende Änderungen im gesamten 

Text erforderlich.) 

 

Änderungsantrag 2 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(1) Die Europäische Union beruht auf den 

Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, 

der Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten sowie der 

Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind 

allen Mitgliedstaaten gemeinsam. Jedem 

Unionsbürger stehen die im Vertrag 

garantierten Rechte zu. Die Charta der 

Grundrechte der Europäischen Union, die 

mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon 

überall in der Union rechtsverbindlich 

geworden ist, spiegelt die Grundrechte und 

Grundfreiheiten wider, auf die Personen in 

der Union Anspruch haben. Damit diese 

Rechte Wirklichkeit werden, müssen sie 

gefördert und geachtet werden. Der volle 

Genuss dieser Rechte sollte gewährleistet 

und jedwedes Hindernis sollte beseitigt 

werden. 

(1) Die Europäische Union beruht auf den 

Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, 

der Achtung der Menschenrechte und 

Grundfreiheiten und der Rechte der Frauen 

sowie der Rechtsstaatlichkeit, der 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

und der Nichtdiskriminierung; diese 

Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten 

gemeinsam. Jedem Unionsbürger stehen 

die im Vertrag garantierten Rechte zu. Die 

Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union, die mit Inkrafttreten des Vertrags 

von Lissabon überall in der Union 

rechtsverbindlich geworden ist, spiegelt die 

Grundrechte und Grundfreiheiten wider, 

auf die Personen in der Union Anspruch 

haben. Damit diese Rechte Wirklichkeit 

werden, müssen sie gefördert und geachtet 

werden. Der volle Genuss dieser Rechte 

sollte gewährleistet und jedwedes 

Hindernis sollte beseitigt werden. 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(3) Die Bürger sollten die sich aus der 

Unionsbürgerschaft ergebenden Rechte in 

vollem Umfang wahrnehmen können. Sie 

sollten von ihrem Recht auf Freizügigkeit 

und freien Aufenthalt in der Union, ihrem 

(3) Die Bürger sollten Zugang zu dem 

gesamten Katalog ihrer Rechte, wie sie in 

den Verträgen verankert sind, ohne 

Diskriminierung aus irgendwelchen 

Gründen, einschließlich der des 
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aktiven und passiven Wahlrecht bei den 

Wahlen zum Europäischen Parlament und 

den Kommunalwahlen sowie von ihrem 

Recht auf konsularischen Schutz und ihrem 

Petitionsrecht beim Europäischen 

Parlament Gebrauch machen können. Sie 

sollten unbeschwert in andere 

Mitgliedstaaten reisen, dort ihren Wohnsitz 

nehmen oder einer Arbeit nachgehen 

können in dem Vertrauen darauf, dass ihre 

Rechte geschützt sind, egal, wo sie sich 

gerade in der Union befinden. 

Geschlechts, der Geschlechtsidentität und 

des Ausdrucks der Geschlechtlichkeit, 

haben und diese Rechte in Anspruch 

nehmen können. Sie sollten von ihrem 

Recht auf Freizügigkeit und freien 

Aufenthalt in der Union, ihrem aktiven und 

passiven Wahlrecht bei den Wahlen zum 

Europäischen Parlament und den 

Kommunalwahlen sowie von ihrem Recht 

auf konsularischen Schutz und ihrem 

Petitionsrecht beim Europäischen 

Parlament Gebrauch machen können. Sie 

sollten unbeschwert in andere 

Mitgliedstaaten reisen, dort ihren Wohnsitz 

nehmen oder einer Arbeit nachgehen 

können in dem Vertrauen darauf, dass ihre 

Rechte geschützt sind, egal, wo sie sich 

gerade in der Union befinden. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(5) Das Verbot der Diskriminierung aus 

Gründen des Geschlechts, der Rasse oder 

der ethnischen Herkunft, der Religion oder 

der Weltanschauung, einer Behinderung, 

des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 

sowie die Gleichheit von Frauen und 

Männern sind Werte, die allen 

Mitgliedstaaten gemeinsam sind. Die 

Bekämpfung aller Formen der 

Diskriminierung ist ein beständiges 

Anliegen, das ein koordiniertes Vorgehen 

auch bei der Vergabe von Finanzmitteln 

erfordert. 

(5) Gemäß den Artikeln 10 und 19 AEUV 

soll die Union danach streben, 
Diskriminierung aus Gründen des 

Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 

Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu 

bekämpfen sowie die Gleichheit zur 

Querschnittsaufgabe zu machen. Das 

Diskriminierungsverbot ist ebenfalls in 

Artikel 21 der Charta der Grundrechte 

der Europäischen Union verankert. Die 

Bekämpfung aller Formen der 

Diskriminierung erfordert ein 

koordiniertes Vorgehen auch bei der 

Vergabe von Finanzmitteln. 

Begründung 

Combating discrimination and promoting equality between women and men should be 

complementary objectives of the Programme as women form the majority of most 
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discriminated groups and are the majority of the EU population. Following the model of the 

current PROGRESS programme, the Rights and Citizenship Programme must give these two 

EU objectives an independent standing, and the recitals must reflect this. Since the 1995 

United Nations World Conference on Women, the EU has been implementing a double 

strategy with regards to equality between women and men combining specific actions and 

gender mainstreaming. The Rights and Citizenship programme must provide the framework 

and the funding needed for this double strategy. 
 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 5 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (5a) Gemäß Artikel 2 und Artikel 3 Absatz 

3 des Vertrags über die Europäische 

Union und Artikel 8 AEUV ist die 

Gleichstellung von Frauen und Männern 

ein Wert und ein Ziel von grundlegender 

Bedeutung für die Union, und sie sollte 

die Gleichstellung der Geschlechter bei all 

ihren Tätigkeiten fördern. Der Grundsatz 

der Gleichstellung von Frauen und 

Männern ist auch in Artikel 23 der 

Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union verankert. Die 

Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter in der gesamten Union 

erfolgt durch einen dualen Ansatz von 

spezifischen Maßnahmen und effektiver 

Behandlung der Gleichstellung der 

Geschlechter als Querschnittsaufgabe bei 

der Politikgestaltung und der Zuweisung 

von Haushaltsmitteln. 

 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(6) Das Programm sollte gemäß den 

Artikeln 8 und 10 des Vertrags über die 

(6  ztasbA 3 lekitrA dnu 2 lekitrA ßämeG )

 ehcsiäporuE eid rebü sgartreV sed 3
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Arbeitsweise der Europäischen Union in 

allen seinen Maßnahmen die 

Gleichstellung von Männern und Frauen 

fördern und Diskriminierungen 

entgegenwirken. Es sollten regelmäßig 

Überprüfungen und Bewertungen 

durchgeführt werden, um festzustellen, wie 

in den Programmtätigkeiten Fragen der 

Geschlechtergleichstellung und der 

Nichtdiskriminierung angegangen werden. 

 neuarF nov gnulletshcielG eid tsi noinU

 dnu leiZ semasniemeg nie nrennäM dnu

 saD  .noinU red treW remasniemeg nie

 eneffahcseg gnundroreV reseid tim

 dnu 8 nlekitrA ned ßämeg etllos mmargorP

 eid nemhanßaM nenies nella ni VUEA 01

 neuarF dnu nrennäM nov gnulletshcielG

 negnureinimirksiD dnu nredröf

 hcis renie ni etllos dnu nekriwnegegtne

 tim esieW nednekrätsrev gitiesnegeg

 red redo noinU red netätivitkA neredna

 tim ,nedrew trhüfeghcrud netaatsdeilgtiM

 tglofrev negnuztesleiZ nebleseid nened

 ned rüf erednosebsni tlig seid ;nedrew

 ruz neigetartS elanoitan rüf nemhaR-UE

 ned dnu amoR red noitargetnI

 gnulletshcielG eid rüf tkaP nehcsiäporuE

 1102 muartieZ ned rüf rethcelhcseG red

 gißämleger netllos sE .0202 sib

 negnutreweB dnu negnufürprebÜ

 eiw ,nelletsuztsef mu ,nedrew trhüfeghcrud

 red negarF netiekgitätmmargorP ned ni

 red dnu gnulletshcielgrethcelhcseG

 .nedrew negnagegna gnureinimirksidthciN

 red gnuredröF ruZ

 eid tgros gnulletshcielgrethcelhcseG

 red nenie muz ssad ,rüfad noinU

 dnu nekitiloP nerhi nella ni tkepsaredneG

 negnusiewuzlettiM nerhi nella ieb

 muz ssad dnu ,driw tgithciskcüreb

 meseid ni nemhanßaM eterknok neredna

.nedrew neffirgre enniS  

 

Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6a) In seiner Entschließung vom 2. 

Februar 2012 zum Daphne-Programm: 

Fortschritte und Ausblick1 bekundete das 

Europäische Parlament sein Bedauern 

darüber, dass die Bekämpfung von 

Gewalt gegen Kinder, junge Menschen 

und Frauen im Vorschlag der 
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Kommission für diese Verordnung nicht 

ausdrücklich als spezifisches Ziel genannt 

wird; gleichzeitig bezeichnete das 

Parlament es als unabdingbar, dass die 

Ziele des Programms Daphne III, 

insbesondere das Ziel der Bekämpfung 

der Gewalt gegen Frauen, als Ziele des 

Programms „Rechte und 

Unionsbürgerschaft“ beibehalten werden; 

außerdem hieß es, dass die Finanzierung 

des Programms in Anbetracht der 

Erfolge, der Wirksamkeit und der 

Popularität auf demselben oder auf einem 

höheren Niveau als dem von Daphne III 

fortgeführt werden sollte und die 

Sichtbarkeit von Daphne III auf hohem 

Niveau gewahrt werden sollte. 

 __________ 

 1 Angenommene Texte, 

P7_TA(2012)0027. 

 

Änderungsantrag 8 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6b) Die künftigen Aufforderungen zur 

Einreichung von Vorschlägen für 

aktionsbezogene Zuschüsse zur 

Kofinanzierung von Projekten, die zur 

Verhinderung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und 

Frauen sowie zum Schutz von Opfern und 

gefährdeten Gruppen beitragen, sollten 

weiterhin unter Daphne fallen. 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 6 c (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (6c) Projekte, die zur Verhinderung und 

Bekämpfung von Gewalt gegen Kinder, 

Jugendliche und Frauen und zum Schutz 

von Opfern und gefährdeten Gruppen 

beitragen  werden als „Daphne-Ziele“ 

bezeichnet. 

Änderungsantrag 10 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 7 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(7) Gewalt gegen Frauen in jedweder 

Form stellt eine Verletzung der 

Grundrechte und eine schwere 

Gesundheitsgefährdung dar. Diese Gewalt 

ist überall in der Union gegenwärtig. 

Gegen sie muss auf koordinierte Weise 

vorgegangen werden. Maßnahmen zur 

Bekämpfung der Gewalt gegen Frauen 

tragen zur Gleichstellung von Frauen und 

Männern bei. 

(7) Alle Formen von Gewalt gegen Frauen, 

Kinder, Jugendliche uns sonstige 

gefährdete Gruppen  stellen eine echte 

Verletzung der Grundrechte dar. Diese 

Gefährdung hat schwerwiegende 

Auswirkungen nicht nur auf die 

physische und psychische Gesundheit der 

Opfer dieser Handlungen, sondern auch 

auf die Gesamtheit der Gesellschaft, da 

sie der grausamste und am schwersten zu 

ertragende Ausdruck der zwischen 

Frauen und Männern bestehenden 

Ungleichheiten ist. Sie ist auch das 

Ergebnis kultureller und sozialer 

Faktoren sowie einer anhaltenden 

Ungleichheit zwischen Männern und 

Frauen und einer ungleichen 

Machtverteilung zwischen Männern und 

Frauen in unseren Gesellschaften. Diese 

Gewalt ist überall in der Union 

gegenwärtig. Gegen sie muss mit einem 

starken politischen Willen und auf 

koordinierte Weise auf der Grundlage der 

Vorgehensweisen und Ergebnisse der 

Daphne-Programme vorgegangen werden. 

Maßnahmen zur Bekämpfung der Gewalt 

gegen Frauen tragen zur Teilhabe von 

Frauen und zur Gleichstellung von Frauen 

und Männern bei. Da die Daphne-

Programme seit ihrer Einleitung im Jahre 

1997 sowohl im Hinblick auf ihre 
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Popularität bei den Akteuren (Empfänger, 

öffentliche und wissenschaftliche 

Einrichtungen, regierungsunabhängige 

Organisationen (NRO)) als auch im 

Hinblick auf die Wirksamkeit der mit den 

Programmen finanzierten Projekte ein 

wirklicher Erfolg gewesen sind, ist es 

wichtig, dass im Programm eindeutig 

Vorhaben,  die sich auf die Zielvorgaben 

der Vorbeugung und Bekämpfung von 

Gewalt gegen Kinder, Jugendliche, 

Frauen und andere gefährdete Gruppen 

beziehen, als Daphne-Ziele bezeichnet 

werden, um die Sichtbarkeit der Daphne-

Programme auf einem möglichst hohen 

Niveau zu erhalten. 

 

Änderungsantrag 11 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(8) Die Union ist nach Artikel 3 Absatz 3 

des Vertrags über die Europäische Union 

verpflichtet, den Schutz der Rechte des 

Kindes zu fördern und Diskriminierungen 

zu bekämpfen. Kinder sind 

schutzbedürftig, vor allem wenn sie unter 

Armut, sozialer Ausgrenzung oder einer 

Behinderung leiden oder einer besonderen 

Gefahrensituation ausgesetzt sind. Es 

sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 

Kinderrechte zu fördern und Kinder vor 

Schaden und Gewalt zu bewahren, von 

denen eine Gefährdung ihrer körperlichen 

und geistigen Gesundheit ausgeht. 

(8) Die Union ist nach Artikel 3 Absatz 3 

des Vertrags über die Europäische Union 

verpflichtet, den Schutz der Rechte des 

Kindes zu fördern und Diskriminierungen 

zu bekämpfen. Kinder sind 

schutzbedürftig, vor allem wenn sie unter 

Armut, sozialer Ausgrenzung oder einer 

Behinderung leiden oder einer besonderen 

Gefahrensituation ausgesetzt sind. Es 

sollten Maßnahmen ergriffen werden, um 

Kinderrechte zu fördern und Kinder vor 

Schaden und Gewalt zu bewahren, von 

denen eine Gefährdung ihrer körperlichen 

und geistigen Gesundheit ausgeht. Die 

Union und die Mitgliedstaaten sollten die 

Rechte und Pflichten von Eltern, 

Vormunden und sonstigen gesetzlichen 

Vertretern des Kindes berücksichtigen.  

 

Änderungsantrag 12 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8a) Zahlreiche regierungsunabhängige 

Organisationen (NGO), die auf 

verschiedenen Ebenen aktiv sind, können 

auf europäischer Ebene einen wichtigen 

Beitrag durch repräsentative europäische 

Netze von Rechteinhabern leisten, die 

Hilfestellung bei der Entwicklung 

politischer Vorgaben für die allgemeinen 

Ziele des Programms leisten. 

Begründung 

Im neuen Programm muss die Rolle der NGO bei der Politikgestaltung – ebenso wie im Falle 

der Programme Progress und DAPHNE – anerkannt werden. 

 

Änderungsantrag 13 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 8 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (8b) Die Auflage, ein hohes 

Beschäftigungsniveau zu fördern, einen 

angemessenen sozialen Schutz zu 

gewährleisten und die soziale 

Ausgrenzung zu bekämpfen, ist in Artikel 

9 AEUV verankert. Im Zuge der 

Maßnahmen im Rahmen des Programms 

sollten Synergien zwischen der 

Bekämpfung der Armut, der sozialen 

Ausgrenzung und der Diskriminierung 

und der Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Gleichheit für alle 

gefördert werden. 

Begründung 

Die Koordinierung zwischen einzelnen Politikbereichen zur Förderung einer stärkeren 

Gleichstellung und zur Bekämpfung von Diskriminierung einerseits und den Maßnahmen zur 

Förderung der sozialen Integration und der Bekämpfung der Armut andererseits war einer 

der Aspekte, in denen das derzeit laufende Programm Progress einen Mehrwert erbrachte. 
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Dieser Mehrwert muss auch in der nächsten Programmplanungsperiode bewahrt werden, 

selbst wenn Maßnahmen zur Förderung der sozialen Integration und der Gleichstellung über 

verschiedene Programme finanziert werden. 

 

Änderungsantrag 14 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) In der Mitteilung der Kommission zu 

Europa 2020 wird eine Strategie für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives 

Wachstum entwickelt. Mit der 

Unterstützung und Förderung der Rechte 

von Personen innerhalb der Union, der 

Beseitigung von Diskriminierung und 

Ungleichheit sowie der Förderung der 

Unionsbürgerschaft soll ein Beitrag zur 

Förderung der spezifischen Ziele und 

Leitinitiativen der Strategie Europa 2020 

geleistet werden. 

(10) In der Mitteilung der Kommission zu 

Europa 2020 wird eine Strategie für 

intelligentes, nachhaltiges und integratives 

Wachstum entwickelt. Mit der 

Unterstützung und Förderung der Rechte 

von Personen innerhalb der Union, der 

Förderung der Gleichstellung von Frauen 

und Männern, der Beseitigung von 

Diskriminierung und Ungleichheit sowie 

der Förderung der Unionsbürgerschaft soll 

ein Beitrag zur Förderung der spezifischen 

Ziele und Leitinitiativen der Strategie 

Europa 2020 geleistet werden. 

Begründung 

Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist für den Erfolg der Strategie Europa 2020 

von ausschlaggebender Bedeutung. In der Strategie Europa 2020 gibt es spezifische 

Vorschriften, die aus dem einschlägigen UN-Übereinkommen abgeleitet sind. 

 

Änderungsantrag 15 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (12a) Die Verwirklichung der 

übergreifenden Priorität der 

Gleichstellung der Geschlechter und der 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen in 

jedweder Form erfordert ein 

ausreichendes und vorhersehbares 

Niveau der Finanzierung. Deshalb sollte 

das Bemühen um eine Vereinfachung 
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und eine effizientere Verwaltung der 

Finanzmittel gewährleisten, dass auf 

Dauer Finanzmittel der Union für die 

Förderung der Gleichstellung der 

Geschlechter und die Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen in jedweder Form 

verfügbar sind, dass das Niveau der für 

diese Priorität vorbehaltenen Finanzmittel 

nicht unter das Niveau der 

Finanzausstattung für Daphne III 

gesenkt wird und dass eine ausgewogene 

geografische Verteilung zwischen den 

Organisationen, die Finanzzuweisungen 

erhalten, sichergestellt ist. 

 

Änderungsantrag 16 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 13 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (13a) Die Finanzierung von Programmen 

und Aktivitäten, die der Förderung der 

Rechte der Frauen und der Gleichstellung 

der Geschlechter dienen, ist von 

grundlegender Bedeutung, um 

sicherzustellen, dass der Haushaltsplan 

der EU das im AEUV zum Ausdruck 

gebrachte Engagement für die 

Gleichstellung der Geschlechter 

widerspiegelt. Deshalb sollte die 

Kommission Programme und 

Maßnahmen für eine Finanzierung 

auswählen, indem sie die Vorschläge 

anhand vorher festgelegter Kriterien 

bewertet, bei denen der europäische 

Mehrwert im Hinblick auf die 

Gleichstellung der Geschlechter und die 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen in 

jedweder Form in besonderem Maße 

berücksichtigt wird. 
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Änderungsantrag 17 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 14 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (14a) Die regelmäßige Erhebung 

vergleichbarer Daten über verschiedene 

Arten von Gewalt gegen Kinder, 

Jugendliche, Frauen und sonstige 

gefährdete Gruppen innerhalb der Union 

ist äußerst wichtig, um das wahre Ausmaß 

des Problems der Gewalt ermessen und 

geeignete Lösungen einleiten zu können. 

 

Änderungsantrag 18 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15a) Gemäß den Artikeln 8, 9 und 10 

AEUV wirkt die Union bei allen ihren 

Tätigkeiten darauf hin, die Gleichstellung 

von Frauen und Männern zu fördern und 

die soziale Ausgrenzung und 

Diskriminierung aus Gründen des 

Geschlechts, der Rasse, der ethnischen 

Herkunft, der Religion oder der 

Weltanschauung, einer Behinderung, des 

Alters oder der sexuellen Ausrichtung zu 

bekämpfen. 

 

Änderungsantrag 19 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 15 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (15b) Geschlechtsspezifische 

Budgetierung ist die Anwendung des 

Gender Mainstreaming auf die 

Haushaltsprozesse. Sie impliziert eine 
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geschlechtsspezifische Bewertung von 

Mittelausstattungen, bei welchen der 

Aspekt der Gleichstellung auf allen 

Ebenen des Haushaltsprozesses 

berücksichtigt wird und die Einnahmen 

und Ausgaben so umstrukturiert werden, 

dass die Gleichstellung der Geschlechter 

gefördert wird. 

 

Änderungsantrag 20 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 18 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (18b) Um den Erfolg zu gewährleisten, 

sollte eine zunehmende 

Zweckbestimmung von Finanzmitteln für 

Vorhaben gewährleistet werden, die 

darauf abzielen, die Rechte der Frauen zu 

verteidigen und die Gleichstellung von 

Männern und Frauen zu fördern, 

einschließlich von Maßnahmen zur 

Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen. 

Die Fördermittel sollen alljährlich 

ausgewogen verteilt werden, um die 

Kontinuität der verfolgten Ziele und der 

durchgeführten Maßnahmen zu 

gewährleisten. 

 

Änderungsantrag 21 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Aus dem Programm werden Maßnahmen 

mit europäischem Mehrwert finanziert. Zu 

diesem Zweck trägt die Kommission dafür 

Sorge, dass die geförderten Maßnahmen 

auf die Erzielung eines europäischen 

Mehrwerts gerichtet sind, und überprüft 

anhand der Endergebnisse der aus dem 

Programm finanzierten Maßnahmen, ob 

Aus dem Programm werden Maßnahmen 

mit europäischem Mehrwert in 

Übereinstimmung mit den Grundsätzen 

des Gender-Budgeting (Aufstellung der 

Haushalte unter geschlechtsspezifischen 

Gesichtspunkten) finanziert. Zu diesem 

Zweck trägt die Kommission dafür Sorge, 

dass die geförderten Maßnahmen auf die 
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tatsächlich ein europäischer Mehrwert 

erzielt wurde. 

Erzielung eines europäischen Mehrwerts 

gerichtet sind, und überprüft anhand der 

Endergebnisse der aus dem Programm 

finanzierten Maßnahmen, ob tatsächlich 

ein europäischer Mehrwert erzielt wurde. 

Der europäische Mehrwert wird auf der 

Grundlage des Potenzials der 

Maßnahmen bewertet, einen Beitrag zur 

Verwirklichung der übergreifenden 

Prioritäten der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Bekämpfung von 

Gewalt gegen Frauen zu leisten. 

 

Änderungsantrag 22 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Allgemeines Ziel des Programms ist es, 

einen Beitrag zur Schaffung eines Raums 

zu leisten, in dem die Rechte von Personen, 

wie sie im Vertrag über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union und in der 

Charta der Grundrechte der Europäischen 

Union verankert sind, gefördert und 

geschützt werden. 

Allgemeines Ziel des Programms ist es, 

einen Beitrag zur Schaffung eines Raums 

zu leisten, in dem die Rechte von Personen, 

der Grundsatz der Gleichstellung von 

Frauen und Männern, der Gleichheit und 

der Nichtdiskriminierung, wie sie im 

AEUV, in der Charta der Grundrechte der 

Europäischen Union und den 

internationalen 

Menschenrechtsübereinkommen, denen 

die Union beigetreten ist, verankert sind, 

gefördert, geschützt und effektiv umgesetzt 

werden. 

 

Änderungsantrag 23 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Förderung der effektiven Anwendung 

der Grundsätze der Nichtdiskriminierung 

aus Gründen des Geschlechts, der Rasse 

oder der ethnischen Herkunft, der Religion 

oder der Weltanschauung, einer 

(b) Förderung der effektiven Anwendung 

der Grundsätze der Nichtdiskriminierung 

aus Gründen des Geschlechts, der Rasse 

oder der ethnischen Herkunft, der Religion 

oder der Weltanschauung, einer 
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Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Ausrichtung einschließlich der Förderung 

der Gleichstellung von Frauen und 

Männern, der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und der Rechte älterer 

Menschen; 

Behinderung, des Alters oder der sexuellen 

Ausrichtung, der Rechte von Menschen mit 

Behinderungen und der Rechte älterer 

Menschen; 

Begründung 

Siehe Änderungsanträge 10 und 11 zur Festlegung spezifischer Ziele im Hinblick auf die 

Gleichstellung von Frauen und Männern und zur Verhinderung und Bekämpfung von Gewalt 

gegen Kinder, Jugendliche, Frauen und sonstige gefährdete Gruppen. 

Änderungsantrag 24 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

  (ba) Förderung von Frauenrechten, der 

Gleichstellung von Frauen und Männern 

und der Teilhabe von Frauen  und 

Bemühungen, um zu gewährleisten, dass 

die Gleichstellungsperspektive bei der 

Festlegung und Durchführung aller 

Politiken und Maßnahmen der EU 

berücksichtigt wird; 

 

Änderungsantrag 25 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bb) Erleichterung der Gerichtsverfahren 

im Falle der Nichteinhaltung der 

Grundsätze der Nichtdiskriminierung 

mittels einfacher und zügiger Verfahren; 

 

Änderungsantrag 26 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b c (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bc)  Vorbeugung und Bekämpfung aller 

Formen von Gewalt gegen Kinder, 

Jugendliche, Frauen und andere 

Risikogruppen, wie ältere Menschen, von 

geschlechtsspezifischer Gewalt und 

Gewalt durch nahestehende Personen 

und Bereitstellung von Unterstützung und 

Schutz für Opfer solcher Gewalt und 

Ausweisung von Maßnahmen, die im 

Zusammenhang mit den spezifischen 

Vorgaben ergriffen wurden, welche in 

diesem Punkt unter der Bezeichnung 

„Daphne“ aufgeführt wurden; 

 

Änderungsantrag 27 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bd) Schutz und Förderung der 

Gleichberechtigung; 

 

Änderungsantrag 28 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b e (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (be) die Vorbeugung und Bekämpfung 

der Gewalt und des Hasses, insbesondere 

auf der Grundlage des Geschlechts, der 

Rasse oder ethnischen Herkunft, der 

Religion oder der persönlichen 

Überzeugung, der Behinderung, des 

Alters und der sexuellen Identität, sowie 

die Förderung der Toleranz und der 

Achtung der Menschenwürde;  

 

Änderungsantrag 29 
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Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe b f (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bf) die Förderung der Gleichstellung von 

Mann und Frau auf dem Arbeitsmarkt 

und die Bekämpfung der entsprechenden 

Diskriminierung; 

 

Änderungsantrag 30 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 1 – Buchstabe d 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) stärkere Achtung der Rechte des 

Kindes; 

(d) Achtung der Rechte des Kindes unter 

Berücksichtigung der besonderen 

Verwundbarkeit von Mädchen; 

 

Änderungsantrag 31 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 4 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Die Indikatoren und die 

quantitativen Angaben, die die Bewertung 

der Verwirklichung der in der 

vorliegenden Verordnung aufgeführten 

Zielvorgaben gestatten, werden nach 

Geschlechtern aufgeschlüsselt. 

 

Änderungsantrag 32 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe a 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) bessere Aufklärung und Erweiterung 

der Kenntnisse über das Unionsrecht und 

(a) bessere Aufklärung und Erweiterung 

der Kenntnisse über das Unionsrecht und 

die Unionspolitiken, insbesondere mit 
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die Unionspolitiken; Blick auf die Stärkung und zunehmende 

Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger im 

Hinblick auf die Kenntnis und die 

Aneignung ihrer Rechte, vor allem in den 

Bereichen der Gleichstellung von 

Männern und Frauen und der 

Nichtdiskriminierung; 

 

Änderungsantrag 33 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) Hilfe und Unterstützung für 

regierungsunabhängige Organisationen 

(NGO) und andere Organisationen, die 

im Bereich der Gewaltprävention und -

bekämpfung tätig sind; 

Änderungsantrag 34 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bb) die Unterstützung und Förderung 

von Vereinigungen und 

regierungsunabhängigen Organisationen, 

die insbesondere auf dem Gebiet der 

Vorbeugung sowie der Ermittlung, des 

Schutzes und der Hilfe für die Opfer des 

Menschenhandels tätig sind; 

 

Änderungsantrag 35 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b c (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bc) die Unterstützung von Vereinigungen 

und deren zum Teil auch transnationalen 

Netzwerken, die auf dem Gebiet der 
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Zusammenarbeit tätig sind, sowie die 

Förderung des Austauschs von 

Informationen, bewährten 

Verfahrensweisen und Formen des 

Vorgehens bei der psychologischen 

Betreuung und rechtlichen Beratung bzw. 

der wirtschaftlichen und sozialen 

Unterstützung und die Unterstützung der 

sozialen Reintegration von Gewaltopfern;   

 

Änderungsantrag 36 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b d (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (bd) die Unterstützung der  

Vereinigungen und 

regierungsunabhängigen Organisationen 

beim Austausch von Informationen, 

bewährten Verfahrensweisen und Formen 

des Vorgehens auf dem Gebiet der 

Rehabilitation und sozialen Reintegration 

von Gewalttätern, gekoppelt an das 

Programm „Justiz”; 

 

Änderungsantrag 37 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 1 – Buchstabe b e (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (be) die Unterstützung von 

Hilfsorganisationen für Frauen, die auf 

dem Arbeitsmarkt oder im 

gesellschaftlichen Rahmen Opfer von 

Diskriminierung geworden sind; 

Änderungsantrag 38 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe a 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(a) analytische Arbeiten wie Sammlung 

von Daten und Statistiken; Entwicklung 

gemeinsamer Methoden und 

gegebenenfalls Indikatoren oder 

Referenzwerte; Studien, 

Forschungsarbeiten, Analysen und 

Erhebungen; Bewertungen und 

Folgenabschätzungen; Ausarbeitung und 

Veröffentlichung von Leitfäden, Berichten 

und Schulungsmaterial; Überprüfung und 

Bewertung der Umsetzung und 

Anwendung des Unionsrechts und der 

Durchführung der Unionspolitiken; 

Workshops, Seminare, Expertentreffen, 

Konferenzen; 

(a) Analytische Arbeiten wie die 

regelmäßige Sammlung vergleichbarer 

und aufgeschlüsselter Daten und 

Statistiken,  einschließlich der 

verschiedenen Arten von Gewalt und 

einer großen Bandbreite von 

Missbrauchsformen, die von körperlichen 

Übergriffen bis zu emotionalem 

Missbrauch von Kindern, Jugendlichen, 

Frauen  und sonstigen gefährdeten 

Gruppen reichen; Entwicklung 

gemeinsamer Methoden und 

gegebenenfalls Indikatoren oder 

Referenzwerte, wobei darauf zu achten ist, 

dass diese Daten und Informationen nach 

Geschlecht aufgeschlüsselt werden; 
Studien, Forschungsarbeiten, Analysen und 

Erhebungen; Bewertungen und 

Folgenabschätzungen; Ausarbeitung und 

Veröffentlichung von Leitfäden, Berichten 

und Schulungsmaterial; Überprüfung und 

Bewertung der Umsetzung und 

Anwendung des Unionsrechts und der 

Durchführung der Unionspolitiken; 

Workshops, Seminare, Expertentreffen, 

Konferenzen unter Einbeziehung eines 

globalen und transversalen 

geschlechtsspezifischen Ansatzes; 

 

 

 

 

Änderungsantrag 39 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe b  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(b) Schulungsmaßnahmen, unter anderem 

Personalaustausch, Workshops, Seminare, 

Ausbilder-Schulungen und Entwicklung 

von Online- und sonstigen 

Schulungsmodulen; 

(b) Schulungsmaßnahmen, unter anderem 

Personalaustausch, Workshops, Seminare, 

Ausbilder-Schulungen und Entwicklung 

von Online- und sonstigen 

Schulungsmodulen, die in enger 
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Zusammenarbeit mit Organisationen der 

Zivilgesellschaft und Sachverständigen 

konzipiert werden und einen globalen und 

transversalen geschlechtsspezifischen 

Ansatz einbeziehen; gegebenenfalls  

beziehen diese Maßnahmen die 

Gleichstellungs- und 

Antidiskriminierungsperspektive mit ein 

und zielen auf die Verhinderung, 

Bekämpfung und Erkennung 

geschlechtsspezifischer Gewalt und die 

Förderung der Gleichstellung von Frauen 

und Männern ab; 

Änderungsantrag 40 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe b a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (ba) Kampagnen, die 

Geschlechterstereotypen und der 

Kommerzialisierung von Frauenbildern 

in den Medien entgegentreten; 

 

Änderungsantrag 41 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe c  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(c) wechselseitiges Lernen, 

Zusammenarbeit sowie Aufklärung und 

Wissensverbreitung, darunter Ermittlung 

und Austausch bewährter Verfahren, 

innovativer Konzepte und Erfahrungen 

sowie Organisation von Peer-Reviews; 

Veranstaltung von Konferenzen und 

Seminaren; Organisation von 

Sensibilisierungs- und 

Informationskampagnen, 

Medienkampagnen und –veranstaltungen 

einschließlich der Vermittlung der 

politischen Prioritäten der Europäischen 

Union nach außen; Zusammenstellung und 

(c) wechselseitiges Lernen, 

Zusammenarbeit sowie Aufklärung und 

Wissensverbreitung, darunter Ermittlung 

und Austausch bewährter Verfahren, 

innovativer Konzepte und Erfahrungen 

sowie Organisation von Peer-Reviews; 

Veranstaltung von Konferenzen und 

Seminaren; Organisation von 

Sensibilisierungs- und 

Informationskampagnen, 

Medienkampagnen und –veranstaltungen, 

die an ein bestimmtes Publikum gerichtet 

sind, einschließlich Kampagnen zur 

Gewaltprävention und -bekämpfung und 
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Veröffentlichung von Material zur 

Verbreitung sowohl von Informationen als 

auch von Ergebnissen des Programms; 

Entwicklung, Einsatz und Pflege von 

Informations- und 

Kommunikationssystemen und -

Instrumenten;  

der Vermittlung der politischen Prioritäten 

der Europäischen Union nach außen; 

Zusammenstellung und Veröffentlichung 

von Material zur Verbreitung sowohl von 

Informationen als auch von Ergebnissen 

des Programms; Entwicklung, Einsatz und 

Pflege von Informations- und 

Kommunikationssystemen und -

Instrumenten; bei diesen Aktivitäten muss 

auf die Einbeziehung eines transversalen 

und globalen geschlechtsspezifischen 

Ansatzes geachtet werden, der sich auf die 

Förderung der Gleichstellung von 

Männern und Frauen, die 

Nichtdiskriminierung und die Teilhabe 

der Frauen konzentriert; 

Änderungsantrag 42 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe d  

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(d) Unterstützung der Hauptakteure, unter 

anderem Unterstützung der Mitgliedstaaten 

bei der Umsetzung und Anwendung des 

Unionsrechts und der Unionspolitiken; 

Unterstützung der wichtigsten Netzwerke 

auf europäischer Ebene, deren Tätigkeiten 

mit der Verwirklichung der Ziele dieses 

Programms zusammenhängen; Förderung 

der Netzarbeit von Facheinrichtungen und 

Fachorganisationen oder nationalen, 

regionalen und kommunalen Behörden auf 

europäischer Ebene; Finanzierung von 

Expertennetzen; Finanzierung von 

Beobachtungsstellen, die auf europäischer 

Ebene tätig sind. 

(d) Unterstützung der Hauptakteure, unter 

anderem Unterstützung der Mitgliedstaaten 

bei der Umsetzung und Anwendung des 

Unionsrechts und der Unionspolitiken; 

Unterstützung der wichtigsten Netzwerke 

auf europäischer Ebene, deren Tätigkeiten 

mit der Verwirklichung der Ziele dieses 

Programms zusammenhängen; 

Unterstützung mithilfe von 

aktionsbezogenen Finanzhilfen und 

Betriebskostenzuschüssen für 

regierungsunabhängige Organisationen 

oder andere Organisationen, die die 

Zielvorgaben des Programms verfolgen, 

insbesondere der zur Bekämpfung von 

Gewalt gegen Kinder und Frauen; 

Förderung der Netzarbeit von 

Facheinrichtungen und Fachorganisationen 

oder nationalen, regionalen und 

kommunalen Behörden auf europäischer 

Ebene; Finanzierung von Expertennetzen; 

Einrichtung und Durchführung von 

Programmen zur Unterstützung von 

Opfern und gefährdeter Gruppen auf dem 
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Gebiet der Prävention und Bekämpfung 

von Gewalt; Finanzierung von 

Beobachtungsstellen, die auf europäischer 

Ebene tätig sind. 

 

Änderungsantrag 43 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 5 – Absatz 2 – Buchstabe d a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (da) Maßnahmen, die spezifisch dazu 

konzipiert werden, die Grundsätze der 

Gleichstellung der Geschlechter und 

Nichtdiskriminierung zu fördern, und 

effektive Maßnahmen zur Bekämpfung 

von Gewalt gegen Frauen in jedweder 

Form. 

 

Änderungsantrag 44 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 1 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (1a) Um die Kontinuität der mit dem 

Programm verfolgten Ziele und 

Maßnahmen zu gewährleisten, 

unterscheidet sich die jährliche Höhe der 

Finanzmittel für jeden Bereich nicht 

wesentlich, sofern nicht objektive Gründe 

vorliegen, die ordnungsgemäß zu 

dokumentieren und weit im Voraus 

mitzuteilen sind. 

 

Änderungsantrag 45 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 7 – Absatz 2 a (neu) 
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (2a) Ein vergleichbarer oder höherer 

Umfang an finanzieller Unterstützung 

wird für jede der Zielvorgaben dieser 

Verordnung unter Berücksichtigung der 

Höhe der Finanzierung bereitgestellt, die 

im Rahmen der Programme gemäß 

Artikel 13 für den Zeitraum 2007 bis 2013 

vorgesehen war. Durch die Zuweisung 

von Mitteln für diese Bereiche in 

jährlichen Arbeitsprogrammen trägt die 

Kommission den Prioritäten der Union 

und der Notwendigkeit Rechnung, an 

einer angemessenen und fairen 

Mittelhöhe für alle Bereiche festzuhalten, 

die in Artikel 4 Absatz 1 aufgeführt 

werden. 

 

Änderungsantrag 46 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 2 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

2. Zur Durchführung des Programms 

nimmt die Kommission 

Jahresarbeitsprogramme in Form von 

Durchführungsrechtsakten an. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

in Artikel 9 Absatz 2 genannten 

Beratungsverfahren angenommen. 

2. Zur Durchführung des Programms 

nimmt die Kommission 

Jahresarbeitsprogramme in Bezug auf die 

spezifischen Ziele gemäß Artikel 4 

Absatz 1 und die Maßnahmen gemäß 

Artikel 5 in Form von 

Durchführungsrechtsakten an. Diese 

Durchführungsrechtsakte werden nach dem 

in Artikel 9 Absatz 2 genannten 

Beratungsverfahren angenommen. 

Begründung 

The proposed regulation does not include information on how the funding will be allocated to 

the different priorities and actions across the year and it does not provide guarantees that the 

levels of funding for the specific objectives of the programme will be predictable each year. 

Promoting equality of all, implementing the principle of non-discrimination, promoting 

equality between women and men and combating violence against women, children and other 

vulnerable persons require sustainable and predictable funding every year. In addition, 

European Networks working on those topics require sustainable and predictable funding to 
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be able to continue their work with their members in an effective manner. The legal text of the 

Programme must provide some indication that funding for activities in these fields will be 

available every year. 

 

Änderungsantrag 47 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 8 – Absatz 3 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (3a) Es ist eine angemessene und faire 

Verteilung der finanziellen Unterstützung 

zwischen den verschiedenen von dieser 

Verordnung abgedeckten Bereichen zu 

gewährleisten, wobei die Höhe der 

Finanzmittel zu berücksichtigen ist, die 

den Programmen gemäß Artikel 13 für 

den Zeitraum 2007 bis 2013 zugewiesen 

wurden. Bei der Beschlussfassung über 

die Zuweisung von Mitteln für diese 

Bereiche in ihren jährlichen 

Arbeitsprogrammen trägt die Kommission 

der Notwendigkeit Rechnung, die 

Finanzmittel für die spezifischen Ziele 

gemäß Artikel 4 Absatz 1 aufzustocken. 

Änderungsantrag 48 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Das Programm wird von der 

Kommission regelmäßig daraufhin 

überprüft, inwieweit die auf seiner 

Grundlage in den Schwerpunktbereichen 

gemäß Artikel 5 Absatz 1 durchgeführten 

Maßnahmen umgesetzt und die in Artikel 4 

genannten spezifischen Ziele verwirklicht 

worden sind. Gleichzeitig lässt sich so 

feststellen, wie in den Programmtätigkeiten 

Fragen der Geschlechtergleichstellung und 

der Nichtdiskriminierung angegangen 

worden sind. Die Indikatoren sind 

gegebenenfalls nach Geschlecht, Alter und 

1. Das Programm wird von der 

Kommission regelmäßig daraufhin 

überprüft, inwieweit die auf seiner 

Grundlage in den Schwerpunktbereichen 

gemäß Artikel 5 Absatz 1 durchgeführten 

Maßnahmen umgesetzt und die in Artikel 4 

genannten spezifischen Ziele verwirklicht 

worden sind. Gleichzeitig lässt sich so 

feststellen, wie in den Programmtätigkeiten 

Fragen der Geschlechtergleichstellung,  der 

Bekämpfung von Gewalt und des Schutzes 

davor und der Nichtdiskriminierung 

angegangen worden sind. Die Indikatoren 
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Behinderung aufzuschlüsseln.  sind nach Geschlecht, Alter und 

Behinderung aufzuschlüsseln.  

 

 

Änderungsantrag 49 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 3 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

3. Gegenstand der Zwischenbewertung 

sind die in Bezug auf die Programmziele 

erreichten Fortschritte, die Effizienz des 

Mitteleinsatzes und der europäische 

Mehrwert des Programms, um feststellen 

zu können, ob die Finanzierung in den 

Programmbereichen nach 2020 zu 

verlängern, zu ändern oder auszusetzen ist. 

Geprüft wird dabei auch, inwieweit das 

Programm weiter vereinfacht werden 

könnte, ob es sowohl in sich schlüssig als 

auch nach außen kohärent ist und ob seine 

Zielvorgaben nach wie vor relevant sind. 

Bei der Bewertung sind die Ergebnisse der 

Ex-post-Bewertungen der in Artikel 13 

genannten Programme zu berücksichtigen. 

3. Gegenstand der Zwischenbewertung 

sind die in Bezug auf die Programmziele 

erreichten Fortschritte, die Effizienz des 

Mitteleinsatzes und der europäische 

Mehrwert des Programms, um feststellen 

zu können, ob die Finanzierung in den 

Programmbereichen nach 2020 zu 

verlängern, zu ändern oder auszusetzen ist. 

Geprüft wird dabei auch, inwieweit das 

Programm weiter vereinfacht werden 

könnte, ob es sowohl in sich schlüssig als 

auch nach außen kohärent ist und ob seine 

Zielvorgaben nach wie vor relevant sind. 

Bei der Bewertung sind die Ergebnisse der 

Ex-post-Bewertungen der in Artikel 13 

genannten Programme zu berücksichtigen. 

In ihrer Zwischenbewertung berichtet die 

Kommission insbesondere über 

Betriebskostenzuschüsse im 

Zusammenhang mit der Finanzierung 

von wichtigen Akteuren, wichtigen 

Netzwerken auf europäischer Ebene, 

Sachverständigennetzwerken oder 

Beobachtungsstellen auf europäischer 

Ebene. 

 

Änderungsantrag 50 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4a) Die Bewertung der Verwirklichung 

der allgemeinen und spezifischen Ziele 
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gemäß Artikel 3 und Artikel 4 Absatz 1 

stützt sich auf messbare, nach 

Geschlechtern aufgeschlüsselte 

Leistungsindikatoren. Der europäische 

Mehrwert im Hinblick auf die 

Verwirklichung der übergreifenden 

Priorität der Gleichstellung der 

Geschlechter und der Gewalt gegen 

Frauen ist eine vorrangige Bezugsgröße. 

 

Änderungsantrag 51 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 4 b (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 (4b) In dem vorläufigen 

Bewertungsbericht und dem 

nachträglichen Bewertungsbericht muss 

auf die Einbeziehung eines transversalen 

und globalen geschlechtsspezifischen 

Ansatzes geachtet werden; die 

Schlussfolgerungen der Bewertung sind 

auf geschlechtsspezifische Indikatoren 

und Daten, die nach Geschlechtern 

aufgeschlüsselt sind, zu stützen. 
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